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Vorblatt 


Entwurf eines Gesetzes über die Durchführung einer 
Repräsentativstatistik auf dem Gebiete des Wohnungs- 
wesens und des Städtebaus 
(Wohnungsstichprobengesetz 1972) 

(Gesetzentwurf der Bundesregierung) 


A. Problem 

Die Bestands- und Strukturdaten der totalen Gebäude- und 
Wohnungszählungen, die in größeren Zeitabständen durchge- 
führt werden — zuletzt am 25. Oktober 1968 — , reichen nicht 
aus, um ein vollständiges Bild von den im Wohnungs- und 
Städtebau erforderlichen Maßnahmen zu gewinnen, die lau- 
fende Entwicklung zu beobachten und Zielvorstellungen zu 
erarbeiten. 


B. Lösung 

Die Wohnungsstichprobe überbrückt die Zeit zwischen den 
großen Zählungen und erfaßt solche Tatbestände und Sachver- 
halte, die bei Totalzählungen aus sachlichen und finanziellen 
Gründen nicht ermittelt werden können. 

Die für 1972 vorgesehene Wohnungsstichprobe knüpft an die 
Erfahrungen der drei vorausgegangenen Stichproben von 1957, 
1960 und 1965 an. Die Ergebnisse der neuen Stichprobe sollen 
hauptsächlich Aufschluß geben über die qualitative Abstufung 
des Gebäude- und Wohnnngsbestandes, die Wohnungsversor- 
gung und Wohnabsichten der Bevölkerung, die Bewegungsvor- 
gänge am Wohnungsmarkt sowie über das Mieten- und Einkom- 
mensgefüge und das Verhältnis Miete/Einkommen. 

Die Wohnungsstichprobe 1972 enthält erstmalig auch ein städte- 
bauliches Fragenprogramm. Ermittelt werden sollen insbeson- 
dere Daten über Art und Maß der Nutzung der erfaßten Grund- 
stücke und Gebäude sowie über die städtebaulichen Gegeben- 
heiten des Wohnens, wie die Zuordnung zu den Arbeitsstätten 
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und den Einrichtungen des Gemeinbedarfs, die Umwelteinflüsse 
und deren Beurteilung durch die Bürger. 


C. Alternativen 

Keine 


D. Kosten 

Die Kosten der 1 v.H.- Wohnungsstichprobe 1972 betragen schät- 
zungsweise 2,9 Millionen DM für den Bund und 6,8 Millionen 
DM für die Länder. Durch die vom Bundesrat gewünschte Ein- 
schränkung der Stichprobe für den städtebaulichen Teil auf Ge- 
meinden mit 10 000 und mehr Einwohnern verringern sich die 
auf die Länder entfallenden Kosten um etwa 200 000 DM (von 
6,8 auf 6,6 Millionen DM). 

Die beim Bund anfallenden Kosten sind in der mehrjährigen 
Finanzplanung enthalten. 
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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 30. August 1971 

1/4 (III/3) — 84001 — Wo 9/71 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlos- 
senen 

Entwurf eines Gesetzes über die Durchführung 
einer Repräsentativstatistik auf dem Gebiete 
des Wohnungswesens und des Städtebaus 
(Wohnungsstichprobengesetz 1972) 


mit Begründung. 

Ich bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages her- 
beizuführen. 

Federführend ist der Bundesminister für Städtebau und Woh- 
nungswesen. 

Der Bundesrat hat in seiner 369. Sitzung am 9. Juli 1971 gemäß 
Artikel 76 Abs. 2 des Grundgesetzes beschlossen, zu dem Ge- 
setzentwurf wie aus der Anlage 2 ersichtlich Stellung zu 
nehmen. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine Ein- 
wendungen. 

Die Auffassung der Bundesregierung zu der Stellungnahme des 
Bundesrates ist in der Gegenäußerung (Anlage 3) dargelegt. 


Brandt 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über die Durchführung einer Repräsentativstatistik auf dem 
Gebiete des Wohnungswesens und des Städtebaus 
(Wohnungsstichprobengesetz 1972) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen; 

§ 1 

Im Geltungsbereich dieses Gesetzes wird eine re- 
präsentative Bundesstatistik auf dem Gebiete des 
Wohnungswesens und des Städtebaus (Wohnungs- 
stichprobe) über die Gebäude und Wohnungen, ihre 
Lage im Gemeindegebiet, über die Wohnungsver- 
sorgung, die Wohnparteien und deren Miet- und 
Einkommensverhältnisse sowie den Wohnungsbedarf 
nach den Verhältnissen im April 1972 durchgeführt. 


§ 2 

Die Wohnungsstichprobe erstreckt sich im Bundes- 
durchschnitt auf höchstens 1 vom Hundert der Ge- 
bäude mit Wohnraum. 

§ 3 

In der Wohnungsstichprobe sind zu erfassen: 

1. Hinsichtlich der Grundstücke, Gebäude und Woh- 
nungen; 

a) Stand der Bauleitplanung, Art und Maß der 
Nutzung, Lage des Grundstücks im Gemeinde- 
gebiet, Bauweise und Erschließung; 

b) Art, Alter, Ausstattung, Zustand des Ge- 
bäudes, Zahl der Geschosse und Wohnungen; 
Förderung mit Mitteln des sozialen Woh- 
nungbaues; begonnene oder geplante Moder- 
nisierung und Instandsetzung sowie deren 
Kosten und Finanzierung; Eigentümer und bei 
Einzelpersonen deren soziale Stellung; 

c) Art, Größe, Ausstattung der Wohnung, Art 
der Beheizung, Lage der Wohnung innerhalb 
des Gebäudes, Art der Nutzung der Räume, 
Fernsprechanschluß sowie bei Mietwohnun- 
gen die Höhe der Miete. 

2. Hinsichtlich der Wohnparteien (Haushalte); 

a) Haushaltsmitglieder nach Alter, Geschlecht, 
Staatsangehörigkeit, Familienstand und Stel- 
lung innerhalb des Haushalts oder der Fa- 
milie, sozialer Stellung, Einkommensgruppe; 
weitere Wohnung zum eigenen Gebrauch im 
Geltungsbereich dieses Gesetzes; benutzte 
Verkehrsmittel und Zeitaufwand für den Weg 


zum Kindergarten, zur Arbeits- und Aus- 
bildungsstätte sowie deren Beurteilung; 

b) Haushalte nach Wohngeldbezug, erstmaligem 
Anlaß und Zeitpunkt der Wohngeldgewäh- 
rung und derzeitige monatliche Höhe des 
Wohngeldes; Anzahl eigengenutzter Kraft- 
fahrzeuge, der Stellplätze sowie deren 
Lage, Abstellräume, Spielmöglichkeiten für 
Kinder, Einkaufsmöglichkeiten, Wohnlage 
und Umwelteinflüsse sowie deren Beurtei- 
lung; 

c) für die vorherige Wohnung Angaben wie 
Nummer 1 Buchstabe c sowie Wohndauer 
und Rechtsverhältnisse, Größe der Ge- 
meinde, Lage im Gemeindegebiet; Grund des 
Umzugs in die jetzige Wohnung und Be- 
zug stermiu; 

d) beabsichtigter Wohnungswechsel und Gründe, 
Wohnabsichten, Art und Umfang der eigenen 
Bemühungen, Zahlungsbereitschaft zur Ver- 
wirklichung; 

e) bei Untermietern Größe und Einrichtung der 
Räume und Höhe der Miete. 

§ 4 

(1) Auskunftspflichtig sind alle Haushaltsvorstände 
und die im Haushalt lebenden Volljährigen, die im 
April 1972 bei der Erhebung nach dem Gesetz über 
die Durchführung einer Repräsentativstatistik der 
Bevölkerung und des Erwerbslebens (Mikrozensus) 
vom 21. Dezember 1962 (Bundesgesetzbl. I S. 767), 
zuletzt geändert durch Gesetz vom 28. Dezember 
1968 (Bundesgesetzbl. I S. 1456), befragt werden. 
Auskunftspflichtig sind ferner die Wohnungsinha- 
ber, die Grundstückseigentümer, die Eigentümer 
oder Verwalter von Gebäuden oder deren Vertreter 
und die Gemeinden. 

(2) Die Auskünfte werden durch mündliche Be- 
fragung eingeholt. Wohnt der Gebäudeeigentümer, 
sein Vertreter oder deren Beauftragter nicht im aus- 
gewählten Gebäude oder wird die Gemeinde be- 
fragt, können die Auskünfte schriftlich eingeholt 
werden. 

§ 5 

Die Gemeinden mit 5000 und mehr Einwohnern — 
soweit sie von der Stichprobe erfaßt werden — 
haben auszufüllen; 

1. einen Gemeindefragebogen, der die in § 3 Nr. 1 

Buchstabe a genannten Merkmale enthält. 
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2. einen Grundstücksbogen mit Angaben über | 
Größe und Abgrenzung der städtebaulich maß- ' 
gebenden Grundstücksfläche, Zustand und Lage 
der in der Stichprobe zu erfassenden Gebäude ' 
auf dem Grundstück, die Freiflächen sowie die | 
Größe, Aufteilung und Nutzung der Geschoß- i 
flächen von allen auf dem ausgewählten Grund- ' 
stück vorhandenen Baulichkeiten. Soweit zur 
Ausfüllung des Grundstücksbogens eine Be- 
gehung der Grundstücke erforderlich ist, werden 
die Feststellungen durch Beauftragte der Gemein- 
den getroffen. Im Einvernehmen mit den Gemein- 
den können auch Beauftragte der Statistischen 
Landesämter die Begehung durchführen. Den mit j 
der Begehung Beauftragten ist das Betreten der ; 
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Grundstücke zu gestatten; das Grundrecht aus 
Artikel 13 des Grundgesetzes wird insoweit ein- 
geschränkt. 

§ 6 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4, Januar 1952 
(Bundesgesctzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


§ 7 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach der Verkündung 
in Kraft. 
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Begründung 


A. Allgemeiner Teil 

Wohnungsbau und Städtebau stehen vor vielfach 
gewandelten AxUfgaben. Gegenüber quantitativen 
Aspekten, die in den ersten beiden Jahrzehnten nach 
dem 2, Weltkrieg im Vordergrund standen, gewin- 
nen nunmehr zunehmend qualitative Gesichtspunkte 
an Bedeutung. Dies trifft insbesondere sowohl für 
Größe lind Ausstattung der Wohnung als auch für 
deren städtebauliche Lage und Umgebung und für 
Umweltbedingungen zu. Das langfristige Woh- 
nungsbauprogramm, das 1971 angelaufen ist, und 
das vor der Verabschiedung stehende Städtebau- 
förderungsgesetz kennzeichnen die Ausrichtung auf 
die gewandelte Zielsetzung. 

Um die Aufgaben im Wohnungsbau und Städtebau 
lösen zu können, müssen auch Entscheidungshilfen 
durch die Statistik rechtzeitig bereitgestellt werden. 
Die begrenzte Zahl von Bestands- und Struktur- 
daten, die in größeren Zeitabständen aus Totalzäh- 
lungen, letztmalig aus der Gebäude- und Wohnungs- 
zählung 1968, anfallen, reichen hierfür nicht aus. 

Die amtlichen Wohnungsstichproben bei 1 v. H. der 
Gebäude mit Wohnraum, Wohnungen und Wohn- 
parteien haben sich bereits mehrfach bewährt, um 
Analysen in der notwendigen sachlichen Tiefe und 
größerer Zeitnähe zu ermöglichen. Die für Frühjahr 
1972 vorgesehene neue Wohnungsstichprobe, die 
erstmalig auch städtebauliche Fragen einschließen 
wird, knüpft an die letzte Stichprobe vom Herbst 
1965 und die Erfahrungen der drei bisher durch- 
geführten Wohnungsstichproben (1957, 1960, 1965) 
an. Stichproben haben den besonderen Vorteil, mit- 
tels des Interviews durch geschulte Personen — 
außer dem größeren Zuverlässigkeitsgrad der Ergeb- 
nisse — Tatbestände und Sachverhalte zu erfassen, 
die Totalzählungen aus sachlichen und finanziellen 
Gründen überwiegend nicht zugänglich sind. Sie er- 
lauben es zugleich, den tatsächlichen Befunden, Auf- 
fassungen und Vorstellungen der Bevölkerung in 
Fragen des Wohnens und des Städtebaues gegen- 
überzustellen, die für Planung und Politik unent- 
behrlich sind. 

Die Ergebnisse der Stichprobe 1972 haben nicht nur 
ihren Wert für die Wohnungs- und Städtebaupolitik. 
Auch Raumordnung und Regionalplanung, Umwelt- 
schutz, Verkehrspolitik, der unternehmerische Woh- 
nungsbau und die bauausführende Wirtschaft wer- 
den aus den Ergebnissen Nutzen ziehen können. 

Die zu erwartenden Ergebnisse sind auch für die 
Jugend- und Familienpolitik von Interesse. Das gilt 
insbesondere für die personenbezogenen Fragen 
sowie für die Frage nach Einrichtungen für Kinder 
(Spielplätze und Kindergärten). Die Daten werden 
ebenfalls für die Familienberichte der Bundesregie- 
rung von Bedeutung sein. 


Die neue Stichprobe umfaßt ein an die früheren 
Stichproben anschließendes wohnungsstatistisches 
Fragenprogramm und erstmalig ein städtebauliches 
Programm. 

Im gekürzten wohnungsstatistischen Fragepro- 
gramm sind neu einige Fragen nach erstmaligem 
Anlaß und Zeitpunkt der Wohngeldgewährung. Er- 
weitert sind die Fragen nach der beabsichtigten Mo- 
dernisierung. Ermittelt v/erden außerdem die quali- 
tative Abstufung des Gebäudes und Wohnungs- 
bestandes sowie die Wohnungsversorgung und die 
Wohnabsichten der Bevölkerung. Erfaßt werden fer- 
ner die Bewegungsvorgänge am Wohnungsmarkt 
sowie das Mieten- und Einkommensgefüge und das 
Verhältnis Miete Einkommen in den einzelnen Ein- 
kommensschichten und Bevölkerungsgruppen. 

Die Absicht, erstmals auch ein städtebauliches Fra- 
genprogramm in eine amtliche Stichprobe aufzu- 
nehmen, folgt aus der allgemeinen Erkenntnis, daß 
städtebauliche Gesichtspunkte für das Wohnen stän- 
dig an Bedeutung gewinnen. Insbesondere die Um- 
gebung der Wohnung, Immissionsbelastungen und 
die Zuordnung zu Arbeitsstätten und Einrichtungen 
für den Gemeinbedarf haben Einfluß auf die Woh- 
nungswahl. Repräsentative Daten über die Lage des 
Gebäudes, die bauliche und sonstige Nutzung der 
Grundstücke und deren Zusammenhänge mit so- 
zialen und wirtschaftlichen Gegebenheiten und Um- 
weltbelastungen sind bisher nicht bekannt. Her- 
kömmliche Einzeluntersuchungen eignen sich zwar 
für die Beurteilung örtlicher und regionaler Gege- 
benheiten und Erfordernisse, für die Gewinnung all- 
gemeiner Erkenntnisse sind sie hingegen nur be- 
dingt geeignet. Um einen verläßlichen Überblick ins- 
besondere über unterschiedliche Arten und Maße 
der Grundstücksnutzung und deren Auswirkungen 
auf Bevölkerung und Wohnungsnutzung zu erhalten, 
ist eine statistische Erhebung unerläßlich. 

Art und Maß der baulichen Nutzung sind wesent- 
liche Elemente der Bauleitpläne, durch die nach dem 
Bundesbaugesetz einheitlich im ganzen Bundes- 
gebiet die bauliche und sonstige Nutzung der Grund- 
stücke vorzubereiten ist, um die städtebauliche Ent- 
wicklung u. a. auch unter Umweltgesichtspunkten zu 
ordnen. Für die Aufgaben des Bundes auf den 
Gebieten der Rauniordnungs- und Umweltpolitik 
sind repräsentative Daten über unterschiedliche Aus- 
wirkungen städtebaulicher Gegebenheiten auf die 
Bewohner dringend erforderlich. Auch für die Fort- 
entwicklung des Planungsrechts werden die Erhe- 
bungen bedeutsame Hinweise bringen. Das gilt auch 
für Maßnahmen auf dem Gebiet der städtebaulichen 
Sanierung und Entwicklung. Den Gemeinden wird 
für ihre Bauleitplanung mit den Ergebnissen des 
städtebaulichen Teils der Stichprobe erstmals Ver- 
gleichsmaterial in Form von Durchschnittswerten 
zur Verfügung gestellt werden können. 
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Die Stichprobe im ganzen wird nach allen bisherigen 
Erfahrungen nicht nur für das Bundesgebiet wichtige 
Ergebnisse bereitstellen. Sie wird auch für Zusam- 
menfassungen regionaler Einheiten wertvolles 
Datenmaterial erbringen können, wie z. B. für 
Gemeindegrößenklassen, für Zusammenfassungen 
von Kerngebieten und Umlandzonen der Stadtregio- 
nen, für Zusammenfassungen von Gemeinden, die 
innerhalb oder außerhalb von Verdichtungsräumen 
liegen. Auch für die einzelnen Bundesländer werden 
wichtige Sachergebnisse und Sachzusammenhänge 
ermittelt und Vorstellungen über Größenordnungen 
gew onnen werden können. 


i Die Stichprobe 1972 soll erstmalig zusammen mit 
I dem 1 -Prozent-Mikrozensus über Beschäftigungs- 
I und Erwerbsverhältnisse der Bevölkerung durch- 
I geführt werden. Für beide Stichproben ist das glei- 
che Auswahlverfahren vorgesehen. Das ist ein me- 
thodischer Vorteil und spart außerdem nicht geringe 
Erhebungskosten. Zugleich können auf diese Weise 
die städtebaulichen und wohnungsstatistischen 
Merkmale der Wohnungsstichprobe mit den demo- 
graphischen Erhebungsmerkmalen des Mikrozensus 
kombiniert werden. Damit ist Gewähr dafür gege- 
! ben, daß im Aufbereitungsprogramm der Stichprobe 
I ein Optimum an Aussagekraft erreicht werden kann. 


B. Kosten 


Die voraussichtlichen zusätzlichen Kosten der 1 v.H.- 
Wohnungsstichprobe 1972 werden mit insgesamt rd. 
9,7 Mill. DM veranschlagt. Hiervon entfallen rd. 
2,9 Millionen DM auf den Bund und rd. 6,8 Millionen 
DM auf die Länder. Soweit die auf den Bund ent- 
fallenden Kosten in der mehrjährigen Finanzpla- 


I nung des Einzelplans 06 nicht enthalten sind, wer- 
I den sie durch Einsparungen im Einzelplan 25 auf- 
j gefangen. 

j Die auf Bund und Länder entfallenden Kosten ver- 
I teilen sich auf die Rechnungsjahre 1972 bis 1975 
I nach folgendem Schlüssel: 


Kostenschätzung für 1 v, H. -Wohnungsstichprobe 1972 
in Millionen DM 


Kosten 

insgesamt 


1972 


Statistisches Bundesamt 


persönliche Kosten I 2,369 

sächliche Kosten 0,523 


zusammen . . . 

Statistische Landesämter 

persönliche Kosten 

sächliche Kosten 


2,892 


3,219 

3,603 


zusammen . . . 


6,822 


insgesamt 
persönliche Kosten 
sächliche Kosten . . 


0,588 

4,126 


0,263 


5,117 


zusammen . . . 


9,714 


5,380 


davon im Rechnungsjahr 
1973 I 1974 


1,442 0,652 


1,705 


3,147 0,652 


1975 


0,535 


0,535 
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C. Besonderer Teil 


Zu§ 1 

In § 1 wird eine Repräsentativstatistik auf dem 
Gebiet des Wohnungswesens und des Städtebaues 
angeordnet, die im Frühjahr 1972 als Bundesstati- 
stik durchgeführt werden soll. Die Angaben sind auf 
die Verhältnisse im Monat April 1972 zu beziehen, 
soweit dies sachlich möglich ist. Ein bestimmter 
Stichtag kann nicht festgelegt werden, weil einige 
Angaben (Miete, Einkommen u. ä.) Zeiträume um- 
fassen. Z. T. muß auch, wie bei der Erfassung der 
Veränderung bestimmter Tatbestände, nach den 
Verhältnissen in zurückliegenden Zeiträumen ge- 
fragt werden. Bei den Einkommensangaben der 
Selbständigen kann ebenfalls nur der letzte Ver- 
anlagungszeitraum zugrunde gelegt werden. 

Der Zeitpunkt der Durchführung der Erhebung bietet 
sachlich und organisatorisch günstige Voraussetzun- 
gen. Die Erhebung wird nicht unnötig durch urlaubs- 
bedingte Ausfälle behindert. 

Zu §2 

Die Erhebung wird aus Ersparnisgründen als Reprä- 
sentativstatistik (Wohnungsstichprobe) durchgeführt. 
Der Auswahlsatz ist auf höchstens 1 v. H. der jeweili- 
gen Zahl der Gebäude mit Wohnraum festgesetzt. 
Die Einsparung durch die Anwendung des Stich- 
probenverfahrens ist beträchtlich, da die Erhebung 
(die Verhältnisse Ende des Jahres 1970 als Beispiel 
zugrunde gelegt) nur in 210 000 Wohnungen anstelle 
von 21 Millionen bei einer Totalerhebung durchzu- 
führen ist. 

Zu § 3 

In § 3 werden die Sachverhalte festgelegt, für die 
Angaben erhoben werden sollen. Die wohnungs- 
statistischen Daten für die Gebäude und Wohnun- 
gen, die ermittelt werden sollen, knüpfen im we- 
sentlichen an die Fragestellungen der früheren Woh- 
nungsstichproben und die Merkmale der Gebäude- 
und Wohnungszählung 1968 an. Die städtebaulichen 
Feststellungen, die erstmalig getroffen werden sol- 
len, beziehen sich sowohl auf Festsetzungen der 
Bebauungspläne als auch auf die tatsächlich vor- 
handene Nutzung der erfaßten Grundstücke. Für die 
planerischen Festsetzungen über Art und Maß der 
baulichen Nutzung sowie die Bauweise gelten die 
Bestimmungen der Verordnung über die bauliche 
Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung 
— BauNVO) i. d. F. vorn 26. November 1968. 

Darüber hinaus sollen die Lage des Grundstücks im 
Gemeindegebiet und die Erschließung erfaßt werden, 
um weitere wichtige städtebauliche Beurteilungs- 
kriterien in die Aufwertung einbeziehen zu können. 
Daten über Art und Maß der vorhandenen Nutzung 


lassen sich dadurch beschaffen, daß die Stichprobe 
nicht nur die Gebäude mit Wohnraum erfaßt, son- 
dern auch die Grundstücke, auf denen die Gebäude 
stehen. Voraussetzung der angestrebten städtebau- 
lichen Ermittlungen ist, daß neben Feststellungen 
über Größe und Art der baulichen Anlagen die 
städtebaulich maßgebende Grundstücksfläche von 
der Gemeinde angegeben wird. Erstmalig wird es 
so möglich sein, die Eingliederung der Wohn- 
gebäude in ihre städtebauliche Umwelt darzustellen. 
Die Gemeinden werden für ihre Auskünfte weit- 
gehend auf Unterlagen zurückgreifen können, die sie 
im Rahmen der Bauleitplanung ohnehin erarbeiten. 

Bei den Angaben über die Wohnungen in den aus- 
gewählten Gebäuden stehen die qualitativen Merk- 
male im Vordergrund. Von besonderer Aktualität 
sind die Angaben über die Miete. Zahlreiche woh- 
nungspolitische Entscheidungen setzen eine mög- 
lichst genaue Kenntnis der Höhe und Struktur der 
Mieten im Zusammenhang mit den Einkommen .vor- 
aus. 

Die für die Wohnparteien zu erhebenden Sachver- 
halte entsprechen, z. T. verkürzt, in etwa jenen, die 
bei den Wohnungsstichproben 1957, 1960 und 1965 
ermittelt worden sind. Sie schließen auch Angaben 
über Einkommensgruppen ein. Angaben über den 
Wohnungswechsel sollen über die Bewegungsvor- 
gänge am Wohnungsmarkt informieren. Bei den 
Wohngeldempfängern wird nach dem Grund und 
Zeitpunkt für den Wohngeldbezug gefragt. Die 
laufende Wohngeld-Statistik gibt hierüber keine 
Auskunft. 

In Ergänzung zu den feststellbaren objektiven Ge- 
gebenheiten der Wohnung, des Gebäudes, des 
Grundstücks und der Lage im Gemeindegebiet soll 
der Haushalt sich äußern zur eigenen Wohnsitua- 
tion, damit die individuelle Bewertung bestimmter 
Umweltbedingungen — auch im Hinblick auf Immis- 
sionen — herausgearbeitet werden kann. Darüber 
hinaus sollen Wohnlage, Einkaufsmöglichkeiten, zur 
Verfügung stehende Grünflächen, Spielmöglichkeiten 
für die Kinder sowie Wege zur Arbeits- oder Aus- 
bildungsstätte und zum Kindergarten beurteilt 
werden. 

Zu §§ 4 und 5 

ln diesen Paragraphen wird die Auskunftspflicht 
festgelegt. Für die Beschaffung von Unterlagen über 
städtebaulich relevante Fragen ist die Auskunfts- 
pflicht auch auf die für die Aufstellung der Bauleit- 
pläne zuständigen Gemeinden ausgedehnt worden, 
die zu diesen Auskünften allein in der Lage sind 
und hierzu weitgehend auf das bei ihnen oder den 
Kreisbehörden vorhandene Material zurückgreifen 
können. Insbesondere trifft dies für die im Ge- 
meindefragebogen erfaßten Merkmale und für die 
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Angaben über Größe und Abgrenzung der städte- 
baulich maßgebenden Grundstücksfläche im Grund- 
stücksbogen zu. Die Abgrenzung der städtebaulich 
maßgebenden Grundstücksfläche, die für die Grund- 
stücksbegehung unerläßlich ist, wird in zeichneri- 
scher Form auf einer geeigneten Lageplanskizze 
vorzunehmen sein. 

Um die Erhebungsarbeit zu verringern, wird die Fest- 
stellung und Erfassung der städtebaulichen Merk- 
male auf Gemeinden mit 5000 und mehr Einwohnern 
entsprechend idem von der amtlichen Statistik fest- 
gelegten Aus wähl verfahren für die Stichprobe be- 
schränkt. Das werden etwa 1200 Gemeinden sein, 
und im Durchschnitt dürften je 1000 Einwohner nur 
ein bis zwei Gebäude in die Stichprobe fallen. Um 
diejenigen Angaben ,im Grundstücksbogen zu ma- 
chen, für die die vorliegenden Planungsunterlagen 
nicht ausreichen, wird eine baulich geschulte Person 
befugt, die Feststellungen auf idem Grundstück selbst 
zu treffen. 

Die sachliche Dreiteilung der Auskunftspflicht (Woh- 
nung sinhaber, Gebäudeeigentümer, Gemeinde) ent- 


spricht auch den in anderen europäischen Ländern 
üblichen Verfahren. Im einzelnen sind neben den 
Haushalts Vorständen auch die übrigen volljährigen 
Haushaltsmitglieder derjenigen Haushalte, die auch 
bei der 1 ®/o-Mikrozensuserhebung im April 1972 
befragt werden, zur Auskunft verpflichtet, damit der 
Interviewer dem Haushaltsvorstand unbekannte An- 
gaben direkt von den übrigen Haushaltsangehörigen 
erfragen kann. 

Von idem Grundsatz der mündlichen Befragung wird 
bei den Gebäudeeigentümern dann abgesehen, wenn 
sie nicht auf ihrem Grundstück wohnen. Auch die 
von den Gemeinden zu erteilenden Auskünfte kön- 
nen schriftlich eingeholt werden. 

Zu § 6 

Die 1 V. H. -Wohnungsstrichprobe soll in den Län- 
dern des Bundesgebietes einschließlich Berlin (West) 
durchgeführt werden. 
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Anlage 2 


Stellungnahme des Bundesrates 


Zu § 5 

In Satz 1 ist die Zahl „5000" durch die Zahl „10 000" 
zu ersetzen. 


B e g r ü n d u n g 

Die Wohnungsstichprobe in Gemeinden mit weniger 
als 10 000 Einwohnern durchzuführen, erscheint un- 
tunlich, da hierbei Gemeinden erfaßt werden könn- 
ten, auf die die Problematik des Gesetzes nicht zu- 


geschnitten ist. Das könnte dazu führen, daß die 
Aussagekraft der Erhebung geschmälert wird. 

Im übrigen würde die Erhebung in Gemeinden mit 
5000 bis 10 000 Einwohnern auf technische Schwierig- 
keiten stoßen, da nicht alle Gemeinden dieser Grö- 
ßenklasse Über Bauämter oder sonstige für diese 
Aufgabe geeignete Stellen verfügen dürften. 

Schließlich wäre eine nicht unbeachtliche Kosten- 
steigerung zu erwarten, da die Statistischen Landes- 
ämter Gemeinden der fraglichen Größenordnung 
durch den Einsatz fachlich geschulten Personals un- 
terstützen müßten. 
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Gegenäußerung der Bundesregierung 
zu der Stellungnahme des Bundesrates 


Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag des Bundesrates zu § 5 
des Gesetzentwurfs zu. 

Durch die Einschränkung der städtebaulichen Erhebungen auf Gemein- 
den mit 10 000 und mehr Einwohnern verringern sich die auf die 
Bundesländer entfallenden Kosten um 200 000 DM; die beim Statisti- 
schen Bundesamt anfallenden Kosten bleiben unverändert. 


Die Kosten Übersicht {s. Abschnitt B der Begründung) ändert sich da- 
durch wie folgt (Millionen DM): 



Kosten 

ins- 

gesamt 

davon im 
Rechnungsjahr 

1972 1 1973 

Statistische Landesämter 

persönliche Kosten 

3454 

3,468 


sächliche Kosten 

zusammen 

Statistisches Bundesamt und Statisti- 
sche Landesämter zusammen i 

persönliche Kosten i 

6,622 

5,523 

3,991 

4,967 1,655 

sächliche Kosten 

zusammen 

9,514 

1 5,230 3,097 




Anlage 3 
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